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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1992 Ausgegeben am 16. Juni 1992 108. Stück

2 8 0 . Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Übertragung von Zuständigkeiten auf dem
Gebiet der Grenzkontrolle

2 8 1 . Verordnung: Änderung der Verordnung über den Ersatz der Lehrabschlußprüfung und der
Lehrzeit auf Grund schulmäßiger Ausbildung in land- und forstwirtschaftlichen
Fachschulen

2 8 2 . Kundmachung: Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes, daß eine Wortfolge in § 20 Abs. 1 des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes verfassungswidrig war

2 8 3 . Kundmachung: Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes, daß § 20 Abs. 1 zweiter Satz des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes verfassungswidrig war

280. Verordnung des Bundesministers für
Inneres, mit der die Verordnung betreffend die
Übertragung von Zuständigkeiten auf dem

Gebiet der Grenzkontrolle geändert wird

Auf Grund des § 16 Abs. 4 des Grenzkontrollge-
setzes 1969, BGBl. Nr. 423, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 190/1990, wird ver-
ordnet:

Die Verordnung betreffend die Übertragung von
Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Grenzkon-
trolle, BGBl. Nr. 104/1970, zuletzt geändert durch
die Verordnung BGBl. Nr. 272/1970, wird wie folgt
geändert:

Nach dem § 2 a wird eingefügt:

„§ 2 b. Die Zuständigkeit, zur Errichtung von
Touristenzonen gemäß Artikel 9 und Wanderwegen
gemäß Artikel 10 des Abkommens zwischen der
Regierung der Republik Österreich und der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland über
den Kleinen Grenzverkehr und den Ausflugsver-
kehr, BGBl. Nr. 167/1988, wird, soweit diese
Zuständigkeit gemäß § 16 Abs. 3 des Grenzkon-
trollgesetzes 1969 dem Bundesminister für Inneres
zukommt, der Sicherheitsdirektion übertragen."

Löschnak

281 . Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über den Ersatz der Lehrabschlußprüfung und der Lehrzeit auf Grund schulmäßiger

Ausbildung in land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen geändert wird

Auf Grund des § 28 des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, in der Fassung der
Berufsausbildungsgesetz-Novelle 1978, BGBl. Nr. 232, wird verordnet:

Die Verordnung über den Ersatz der Lehrabschlußprüfung und der Lehrzeit auf Grund schulmäßiger
Ausbildung in land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen, BGBl. Nr. 462/1986, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 448/1988, BGBl. Nr. 89/1991, BGBl. Nr. 526/1991 und BGBl. Nr. 574/1991
wird wie folgt geändert:

1. In der Anlage, Teil 3. Land- und forstwirtschaftliche Fachschulen im Bundesland Oberösterreich,
werden folgende Schulen eingefügt:
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282. Kundmachung des Bundeskanzlers über
den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes,
daß eine Wortfolge in § 20 Abs. 1 des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes verfassungs-

widrig war

Gemäß Art. 140 Abs. 4, 5 und 7 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 10. März 1992, G 310—314/91—5, dem
Bundeskanzler zugestellt am 14. Mai 1992, ausge-
sprochen, daß die Wortfolge „bzw. in den Fällen des
§ 4 Abs. 6, sofern die Voraussetzungen nach § 4
Abs. 3 gegeben sind, das zuständige Landesarbeits-
amt" in § 20 Abs. 1 des Ausländerbeschäftigungsge-
setzes, BGBl. Nr. 218/1975, in der Stammfassung
verfassungswidrig war.

(2) Diese Wortfolge ist auch auf die derzeit beim
Verwaltungsgerichtshof anhängigen Fälle nicht
mehr anzuwenden.

Vranitzky

283. Kundmachung des Bundeskanzlers über
den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes,
daß § 20 Abs. 1 zweiter Satz des Ausländerbe-

schäftigungsgesetzes verfassungswidrig war

Gemäß Art. 140 Abs. 4, 5 und 7 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 13. März 1992, G 23—34/92—5,
G 42/92—3, G 43/92—3, G 44/92—4,
G 45/92-3, G 46/92—3, G 49/92-3,
G 50/92—3, dem Bundeskanzler zugestellt am
14. Mai 1992, ausgesprochen, daß § 20 Abs. 1
zweiter Satz des Ausländerbeschäftigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 218/1975, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 450/1990 verfassungswidrig war.

(2) Dieser Satz ist auch auf die derzeit beim
Verwaltungsgerichtshof anhängigen Fälle nicht
mehr anzuwenden.

Vranitzky
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